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Vorbemerkung 

Nach der sehr positiven Resonanz der Auftaktveranstaltung im November 2010, in der wichtige 

Aspekte zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau im Bezirk Hamburg 

Nord thematisiert und diskutiert wurden, ging es in der 2. Sitzung der "Fachgespräche Wohnungs-

bau" mit dem Titel "Wohnungsneubau - Verfahren gestalten und Konflikte lösen" darum, anhand 

eines exemplarischen Falls  

 bestehende Probleme und Schwierigkeiten bei der Planung und in der Zusammenarbeit der 

verschiedenen Akteure differenzierter herauszuarbeiten und  

 Lösungsansätze zu diskutieren.  

Am Beispiel des Bauvorhabens Gymnasium Uhlenhorst-Barmbek wurden zunächst die Hindernisse 

Konfliktlinien aus verschiedenen Perspektiven dargestellt und in einer anschließenden Diskussions-

runde Lösungsmöglichkeiten und Verbesserungspotenziale erörtert.  

Die zweite Sitzung in der Reihe der Fachgespräche Wohnungsbau konnte freundlicherweise bei der 

Baugenossenschaft FLUWOG-Nordmark stattfinden. Vorstand Burghard Pawils stellte als Gastgeber 

kurz das Unternehmen vor und schilderte anhand eines Beispiels in Langenhorn, mit welchen 

Problemen auch die Genossenschaft bei der Realisierung von Neubauvorhaben konfrontiert wird 

(siehe Präsentation FLUWOG-Nordmark). 

Herr Hans-Peter Boltres, Fachamtsleiter Stadt- und Landschaftplanung im Dezernat für Wirtschaft, 

Bauen und Umwelt des Bezirksamtes Hamburg-Nord, begrüßt die Teilnehmer und bedankt sich für 

die zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten der FLUWOG-Nordmark. Er weist darauf hin, dass das 

neue Geschäftsgebäude im Rahmen des Prozesses zum Sanierungsgebiet Fuhlsbüttler Straße -

welches direkt angrenzt- entstanden ist. Für solche Prozesse seien funktionierende Netzwerke er-

forderlich, die u.a. mit den Fachgesprächen Wohnungsbau des Bezirksamtes Hamburg-Nord, die 

die Kommunikation unter den Akteuren schon spürbar verbessert haben, befördert werden. 

 

Impulsreferat und Statements 

Herr Klupp von Analyse & Konzepte stellte überblicksartig das Bauvorhaben "Gymnasium 

Uhlenhorst-Barmbek" und seine Entstehungsgeschichte sowie die dabei aufgetretenen Probleme 

dar (s. Präsentation im Anhang). 

Im Rahmen kurzer Statements wurde dann dieses Vorhaben aus verschiedenen Perspektiven 

kommentiert: 

Herr Boltres, Bezirksamt Hamburg-Nord  

 Die Bezirksverwaltung wird häufig bei Neubauvorhaben mit vielen Fragen und Problemen kon-

frontiert, die sich auf Bezirksebene und oftmals durch planerisches Handeln allein nicht lösen 

lassen. Oftmals sind aufwendige Klärungsprozesse mit den jeweiligen Fachbehörden erforder-
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lich. Diese Prozesse sollten von vornherein besser koordiniert und die Abstimmung und Ko-

ordination insbesondere behördenintern und auch mit der Politik verbessert werden. In un-

geklärten Grundlagen – bzw. fehlendem inhaltlichen Input von Fachleuten – in politischen Ent-

scheidungsprozessen liegt eine hohe kommunalpolitische Brisanz. 

 Es gab es aus Sicht des Bezirksamtes bei dem Vorhaben erhebliche Kommunikationsprobleme 

zwischen allen Beteiligten. Die Kommunikations- und insbesondere auch die Entscheidungs-

prozesse müssen strukturierter verlaufen. 

 Bei Vorhaben dieser Art mit bestehender Bausubstanz müsse stärker berücksichtigt werden, 

dass der Abriss eines Gebäudes - wenngleich städtebaulich und immobilienwirtschaftlich ver-

tretbar - für die Bewohnerschaft vor Ort den Verlust eines identifikationsstiftenden Bauwerks 

bedeutet. Die Abrissentscheidung des alten Schulgebäudes –insbesondere aber vorher der 

Heiligengeistkirche- ohne Einbindung dieser Gruppen habe sich negativ auf die 

Kommunikationsbereitschaft gerade der Nachbarschaft ausgewirkt. 

 Unter rechtlichen Gesichtspunkten sei auch eine Bebauung nach § 34 BauGB möglich gewesen 

- die Entscheidung der Bezirksversammlung, ein B-Plan-Verfahren in die Wege zu leiten, um 

eine Öffentlichkeitsbeteiligung sicherzustellen, habe zu einer großen Diskrepanz zwischen den 

rechtlichen und tatsächlichen Gegebenheiten geführt. 

 

Herr Kock, Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 

 Vor dem Hintergrund der Entstehungsgeschichte stelle sich grundsätzlich die Frage "Was gibt 

die Fachbehörde bei einem Bauvorhaben vor? Kann die Fachbehörde bzw. auch die Politik dem 

Bauherrn alles vorgeben?".  

 Besonders zu bemängeln sei an dem Projekt, dass es im Vorfeld keine hinreichende Grundlage 

gab, eine nachhaltige Entscheidung über die Art und Realisierung des Projekts zu treffen. Bei 

der Entscheidung für den Abriss bzw. später den Erhalt mit Umnutzung des Schulgebäudes im 

Passivhausstandard lagen zunächst zu wenig fachlich fundierte Grundlagen bzw. Konzepte vor, 

z.B. im Hinblick darauf, wie die hohen energetischen Anforderungen (Passivhaus-Standard), 

günstige Preise bzw. Wohnkosten und eine Realisierung durch Baugemeinschaften unter einen 

Hut gebracht werden könnten. Insbesondere die Frage der Finanzierung bzw. Finanzierbarkeit 

ist ausgeblendet worden, sodass es jetzt zwangsläufig darauf hinauslaufe, dass die Kosten um 

eine öffentliche Förderung in Anspruch nehmen zu hoch sein werden und das Projekt einer 

sehr zahlungskräftigen Baugemeinschaft übergeben werden wird. 

 Es gab lange Zeit keine hinreichende Plattform, um für das Projekt eine vernünftige Kommuni-

kation zu betreiben. Insbesondere die Kommunikation mit dem Bauherrn und dem Stadtent-

wicklungsausschuss/der Bezirksversammlung sei nicht immer optimal verlaufen. 
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Herr Hansen, Sportamt 

 Zunächst sollten die Sportstätten erhalten werden, v.a. zur Nutzung für den Sportverein USC 

Paloma.  

 Dann sollte ein Ausgleich durch einen Neubau einer (kleineren) Gymnastikhalle in der Nachbar-

schaft geschaffen werden, was von der Bezirksversammlung und dem Verein jedoch abgelehnt 

wurde. 

 In der weiteren Nachbarschaft (Winterhude, Schule Meerweinstraße) sollte eine neue Halle 

entstehen. Diese kann jedoch aufgrund der Veränderungen in der Schulentwicklungsplanung 

jetzt noch nicht realisiert werden. 

 Wenn die Kommunikation zwischen den Beteiligten besser verlaufen wäre, hätten bzw. 

könnten viele Probleme vermieden werden. Dennoch werden gute Chancen für eine Lösung 

gesehen.  

 Dem Beginn des Wohnungsneubaus steht trotz der weiterhin fehlenden Ersatzhalle nichts im 

Wege. Das Hauptproblem sei, dass es ein Jahr lang keine eigene Halle geben wird, aber das 

passiert in Hamburg ständig. 

 

Herr Dr. Krebs, SAGA/GWG 

 Bei der Planung des Bauvorhabens müsse inzwischen realistischerweise von einem Zeithorizont 

von insgesamt fünf Jahren ausgegangen werden; dieses sei eindeutig zu lang und für einen 

Investor kaum tragbar. 

 Durch Prioritätensetzung solle bereits im Vorfeld mehr Klarheit geschaffen werden. So könnten 

z.B. auf der Bezirksebene im Rahmen einer stärker vorbereitenden nicht nur Wohnungsbau-

potenziale herausgearbeitet und katalogisiert werden, sondern bereits in dieser Phase auch 

erste Eckpunkte im Hinblick auf Nutzergruppen, Preisniveau etc. fixiert werden. Dadurch 

könnten sich Investoren von vornherein darauf einstellen, was gefordert wird, und ihre 

Planungen darauf abstellen. Ein zentrales Problem liege derzeit jedoch darin, dass die 

Forderungen aufgrund des zu wenig strukturierten Prozesses häufig wechseln würden. 

 Durch eine politisch bedingte Überregulierung und eine Überfrachtung mit gesamtstädtischen 

Zielen würden die Gestaltungsmöglichkeiten bei Bauvorhaben sehr stark eingeschränkt bzw. 

sehr hohe Vorgaben gemacht. Etwas überspitzt dargestellt müsse dann auch stärker nach dem 

Prinzip vorgegangen werden: "Wer bestellt, bezahlt!". Insgesamt hat man den Eindruck, dass 

das Zeitverzögerungs- und damit Kostenbewusstsein bei den beteiligten Akteuren, auf 

politischer Ebene und auch teilweise in der Verwaltung, fehlt. 

 Es fehle in dem Projekt, aber auch generell, ein professionelles Schnittstellenmanagement oder 

ein Projektkoordinator, der zwischen Investor und Verwaltung vermittelt und die Frage "Was 

wird wann wo und von wem gemacht?" klärt und den gesamten Planungsprozess ein gutes 
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Stück weit koordiniert. Dabei liegt ein großes Problem in der Abstimmung mit den Behörden. 

Die Frage ist: Wer trägt die Verantwortung, wer entscheidet? 

 Generell sollte man die Regelungen des §34 BauGB nutzen, wenn es möglich ist und zudem die 

Einbeziehung der Öffentlichkeit generell berücksichtigen. 

 Die Bauherren sollten den energetischen Standard und den Wohnungsmix im Rahmen der 

gesetzlichen Vorgaben sowie den WK-Förderbedingungen selbst gestalten können. 

 

Herr Nitsch, BürgerBüro Alt-Barmbek 

 Bei dem Vorhaben "GUB" habe es von vornherein daran gekrankt, dass auf der einen Seite 

viele unterschiedliche Akteure mit ihren Interessen an dem Projekt beteiligt sind, auf der 

anderen Seite keine hinreichenden Steuerungskapazitäten und Verantwortlichkeiten vorhanden 

sind. Es fehlten ein "Kapitän und ein Steuermann", die koordiniert einen Kurs abstimmen und 

diesen dann auch realisieren können. 

 Es sollte insgesamt vorausschauender geplant und gebaut werden, ansonsten multiplizieren 

sich die Probleme und Lösungen würden immer schwieriger und aufwendiger zu finden sein. 

 Ein zentraler Aspekt sei es, dass alle Beteiligten gemeinsam Planen und Bauen sollten. Dieses 

bedeutet, dass eine frühzeitige Einbindung insbesondere auch der Akteure vor Ort erfolgen 

sollte, um eine möglichst gute Akzeptanz der Planungen zu erhalten. Sowohl das Projekt der 

Kirchenkonversion in der Hufnerstraße als auch das GUB-Projekt würden zeigen, wie wichtig 

ein frühzeitiger Dialog und hinreichende Partizipation der betroffenen Akteure sowie eine be-

lastbare Prozesssteuerung seien. 
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Diskussion 

Den Ausgangspunkt für die folgende Diskussion bildeten die Fragen "Wie kann die Planungsphase 

mit allen Beteiligten vorausschauend, effizient und verbindlich gestaltet werden?" und "Wie können 

Widerstände vermieden und Konflikte besser gelöst werden?" Im folgenden werden die Kernaus-

sagen zusammengefasst dargestellt. Darüber hinaus befindet sich hierzu in der Anlage das 

MindMap "Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen". 

 

Politik 

 Es solle stärker darauf geachtet werden, dass die Politik ihre Entscheidungen auf einer breite-

ren fachlichen Basis treffe.  

 Eine verstärkte Politikberatung ist erforderlich. Die politischen Vertreter müssen frühzeitig und 

umfassend beraten werden. 

 Vor einem Bauvorhaben sollte sich die Politik auf Basis von Expertendarstellungen und 

-bewertungen ein besseres Bild von ähnlichen Projekten machen, aber auch die spezifischen 

Rahmenbedingungen des aktuellen Bauprojektes besser berücksichtigen. 

 Der Bezirkspolitik fehlt noch das klare Commitment lösungsorientiert Verantwortung zu über-

nehmen. 

 

Verwaltung 

 Ein Verfahrensmanager könne Abläufe besser koordinieren und bündeln. Dieser könne auch 

schwierige Problemlagen bei Bauprojekten überwinden helfen. 

 Es wurde mehr Mut zur Positionierung sowohl von der BSU als auch vom Bezirk und zu einem 

stärkeren lösungsorientierten Denken und Handeln gefordert. So solle es mehr das Selbstver-

ständnis der öffentlichen Verwaltung sein, die Realisierung von Projekten zu unterstützen und 

aktiv daran mitzuwirken als nur Hindernisse und Ablehnungen zu bewirken, ohne Lösungs-

alternativen aufzuzeigen. 

 Ein zentrales Problem sei die nicht ausreichende personelle Unterstützung seitens der Bezirke 

für die Koordination der Projekte. Man hat den Bezirken die Verantwortung übertragen aber 

nicht das notwendige Personal. 

 Die Corporate Identity der Stadt Hamburg fehlt oftmals. Manche Projektverläufe könnten mit 

an der Lösung der Sache orientierten Entscheidungen deutlich optimiert werden. 
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Planungsprozess/Netzwerk/Kooperation 

 Vor Beginn der Planungen sollte die tatsächliche Bebaubarkeit des Grundstücks und die Ziel-

orientierung des Vorhabens besser geklärt werden, dazu sollten alle Rahmenbedingungen ab-

gesteckt werden.  

 Bei problematischen Standorten sollten schon vorab Lösungsvorschläge und Alternativen über-

legt werden. Ob jedoch immer Einzelfallentscheidungen getroffen werden oder ob man auch 

generelle Lösungen vorbereiten könne, müsse näher geklärt werden. 

 Für das Management von Schnittstellen, Verfahren und Partizipation sollte es projektspezifische 

Koordinatoren geben, die das Netzwerk zwischen allen Beteiligten aufbauen und pflegen könn-

ten.  

 Ein gutes Beispiel ist die seitens des Investors installierte Projektsteuerung für das Quartier 21 

in Barmbek-Nord.  

 Problem: Während bei größeren Vorhaben i.d.R. auch erweiterte Steuerungskapazitäten auf-

seiten der Verwaltung und des Investors zur Verfügung stünden, gäbe es hier bei kleineren 

Flächen bzw. Projekten besondere Probleme aufgrund fehlender Kapazitäten. Vonseiten der 

Verwaltung ist es unwahrscheinlich, dass dort zusätzliche Ressourcen zur Verfügung stehen 

werden, daher müssten andere Lösungs-/Finanzierungswege geprüft werden (z.B. als Bestand-

teil des Grundstückspreises bei städtischen Flächen). 

 Die Einbindung aller beteiligten Akteure sollte so früh wie möglich geschehen. 

 

Wohnungsunternehmen / Bestandshalter 

 Die Bestandshalter stehen, im Gegensatz zu den Weiterverkäufern, vor dem Dilemma, dass 

sich ein Neubau aus wohnungswirtschaftlicher Sicht oftmals gar nicht lohnt. Die angespannte 

Wohnungsmarktlage in Hamburg kommt auch den Bestandshaltern zugute. Anstehende In-

vestitionen in die Instandsetzung und Modernisierung des Bestandes lassen sich über die Miet-

einnahmen, bzw. die in Hamburg derzeit zu erzielenden Mieten, wieder refinanzieren. 

 Institutionelle Investoren greifen zum Teil die üppigen WK-Fördermittel ab und veräußern den 

Bestand dann weiter. 

 

Lösungsansätze/Aufgaben 

 Jedes Projekt hat eine unterschiedliche Ausgangssituation mit bestehenden Rahmen-

bedingungen und Strukturen. Sowohl aufseiten des (potenziellen) Investors, aber auch bei 

Verwaltung und Politik sollte die Sensibilität und die frühzeitige Exploration möglicher Probleme 

verstärkt werden, so dass der Prozess entsprechend gestaltet und gesteuert werden kann. Es 

gibt keine "einfachen" Neubauprojekte mehr. 
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 Eine frühzeitige Lösung alle Probleme wird gefordert, dafür müssen jedoch klare Zuständig-

keiten vorhanden sein bzw. geschaffen werden. Wesentlich ist auch, dass von Anfang an in 

Lösungsansätzen gedacht wird. 

 Die Verfahren in der Projektplanung sollen beschleunigt werden, eine genauere Definition 

dafür müsste aber noch gefunden werden. Juristische Probleme müssen im Vorfeld geklärt 

werden. Dabei ist es entscheidend, dass sich alle Beteiligten generell einig sind, wie das Ver-

fahren und die Projekte ablaufen sollen. 

 Als Kernaussage der Diskussion lässt sich festhalten, dass für nahezu alle Wohnungsbau-

projekte ein integrierendes Schnittstellenmanagement erforderlich. Dieses soll den gesamten 

Prozess von Anfang an begleiten. Alle Beteiligten, wie Investoren, Bezirk, Behörden, Politik und 

die Nachbarschaft, müssen dabei berücksichtigt werden. 

 

Anlagen: 

 Programm 
 Teilnehmerliste 
 Präsentation Begrüßung FLUWOG Nordmark (Herr Pawils) 
 Präsentation Analyse & Konzepte (Herr Klupp): "Das Wohnbauprojekt Gymnasium Uhlenhorst-

Barmbek" 
 MindMap - Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen 



   
Bezirksamt Hamburg-Nord 
Fachgespräche Wohnungsbau – 2. Sitzung am 13.04.2011 
 
Wohnungsneubau – Verfahren gestalten und Konflikte lösen  
 
Tagesordnung 
 

16.30 h Begrüßung Herr Boltres 
(Fachamt Stadt- und Land-
schaftsplanung) 
 
Herr Pawils 
(FLUWOG-NORDMARK) 

16.40 h Vorstellung der Teilnehmer  

 

16.45 h Das Bauvorhaben GUB 

- Kurzvorstellung 

- Wo lagen die Konfliktlinien? 

Herr Klupp  
(Analyse & Konzepte)  
 

 Statements 

Wo lagen bei dem Vorhaben aus Ihrer Sicht die 
größten Probleme? 
Was könnte zukünftig besser gemacht werden? 

 

17.15 h Aus der Perspektive des Bezirksamts 

 

Herr Boltres  
 

17.20 h Aus der Perspektive der BSU 

 

Herr Kock  
(Amt WSB) 

17.25 h  Aus der Perspektive des Sportamts 

 

Herr Hansen  
(Sportamt) 

17.30 h Aus der Perspektive des Wohnungsunternehmens  

 

Herr Dr. Krebs 
(SAGA/GWG) 

17.35 h Aus der Perspektive der Bürger 

 

Herr Nitsch  
(BürgerBüro Alt-Barmbek) 

17.40 h Pause mit Imbiss 

 

18.00 h Wie kann die Planungsphase mit allen Beteiligten 
vorausschauend, effizient  und verbindlich aus-
gestaltet werden? 

Wie können Widerstände vermieden und Konflikte 
besser gelöst werden? - Erfahrungen und Ansatz-
punkte 

Moderation: 
Herr Klupp  
 

 

19.15 h Zusammenfassung und weitere Arbeitsschritte  

 

Herr Klupp 

19.30 h Ende der Veranstaltung 
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Wohnungsneubau – Verfahren gestalten und Konflikte lösen

� 1949 FLUghafenWOhnungsbauGenossenschaft,

� 1969 Fusion mit dem Bauverein Nordmark, 

� 4.424 Wohnungen,

� 1.300 sonstige Objekte,

� 192 Mio. € Bilanzsumme,

� 25,2 % Eigenkapital,

� 6.500 Mitglieder,

� 32 Mitarbeiter, davon 8 Teilzeitbeschäftigungen.

Kurzporträt der Genossenschaft
Baugenossenschaft FLUWOG-NORDMARK eG
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Strategie der Genossenschaft

� umfassende Modernisierung des Bestandes,

� stetige Neubautätigkeit (ca. 30 Wohnungen im Jahr),

� Förderung des Genossenschaftsgedankens,

� keine Umwandlung, kein Verkauf, gute Konditionen,

� Mitgliederbeteiligung bei der Modernisierung,

� individueller Neubau in Genossenschaftsquartieren,

� Kooperationen im Bedarfsfall,

� wirtschaftliche Verwaltung.
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Personal-

ressourcen

Baurecht Finanzierung

Nachbarschaft

Politik

Wohnungs-

bauvorhaben
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Wohnungsneubau 
- Verfahren gestalten und Konflikte lösen

Hamburg, 13.04.2011

Fachgespräche Wohnungsbau 
2. Sitzung

Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksamt Hamburg-Nord
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Wohnungsbauprojekte: 

Das Beispiel "Gymnasium Uhlenhorst-Barmbek" 
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Zusammenlegung von Barmbeker Kirchengemeinden 

Aufgabe der Heiligengeistkirche -> Wohnbebauung

2004: Ermittlung Bebauungsvolumen durch Bieterverfahren

Lösung: zwei Wohn(hoch)häuser mit 
12 bzw. 8 Geschossen

Bürgerproteste ("Turmbau zu Barmbek")

Normenkontrollklage durch 
BürgerBüro Alt-Barmbek
(Verfahren läuft noch)

Rahmenbedingungen/Vorgeschichte
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Schließung des Gymnasiums Uhlenhorst-Barmbek

Beschlussempfehlung für Bezirksversammlung:

Familienfreundlicher Wohnungsbau 
zu bezahlbaren Mieten 

Fläche in Wohnungsbauoffensive II

Berücksichtigung von Genossen-
schaften und Baugemeinschaften

Höchster ökologischer Standard

Ausschreibung städtebaulicher Wettbewerb 
(100 familiengerechte Wohnungen) 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan, wenn städtebaulicher 
Wettbewerb (intensive Beteiligung der Öffentlichkeit)

2007
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BV-Beschluss: Aufstellung eines Bebauungsplans 
(hauptsächlich Wohnnutzung mit Abriss des Hauptgebäudes)

Grund für B-Plan: v.a. Bürgerbeteilung

2007
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Festlegung der Zwischen-
nutzung der Schulgebäude 
mit kulturellen Angeboten
und vorerst Erhalt der Turnhalle

Anhandgabe des Grund-
stücks an die SAGA/GWG 
(noch kein Verkauf)

Verzögerungen durch Suche 
nach Ersatz für Turnhalle

2008

Turnhalle
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Baugemeinschaft "Barmbeker
Schweiz" stellt Antrag an 
Stadtentwicklungsausschuss 
der BV Hamburg-Nord auf Erhalt 
des Altbaus

SAGA/GWG stellen Ideen 
zur Bebauung des Geländes vor

Untersuchung einer 
möglichen Umnutzung des 
Schulgebäudes durch die 
Lawaetz-Stiftung und die 
Agentur für Baugemeinschaften

2009
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Auslobung 
Architektenwettbewerb

Beteilung des BürgerBüros
Alt-Barmbek

Jurysitzung mit Auswahl 
des Preisträgers

Einstimmiger Beschluss 
der Bezirksversammlung: 
Erhalt des Hauptgebäudes 
des ehemaligen Gymnasiums

2010
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Öffentlicher Informationsabend vor Ort durch SAGA/GWG zur 
Erläuterung des Entwurfs "Wohnen an der Osterbekstraße"

2011
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Ehemaliges Gymnasium 
Uhlenhorst-Barmbek

Schulgebäude bleibt erhalten:
Baugemeinschaften mit 
ca. 40 WE
(im Verfahren)

Neubau
ca. 100 öffentlich geförderte WE 
(Architektenwettbewerb 
abgeschlossen)

Wohnen an der Osterbekstraße
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Informationsveranstaltung 
der Agentur für 
Baugemeinschaften

Interessenbekundungen 
von Baugemeinschaften

Auswahl der Bauge-
meinschaften

Sporthalle: 
Weiter Suche nach Ersatz

Baubeginn ???

2011
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Entscheidungsfindung über Nutzung (Abriss/Neubau)

Frühzeitige Integration möglicher Interessenten 

Einbindung der Politik in Entscheidungsfindung

Zeitliche Strukturierung des (Planungs-) Prozesses

Wer entscheidet wann was?

Problempunkte
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Beratungsgesellschaft für Wohnen, 
Immobilien und Tourismus mbH

Gasstraße 10, 22761 Hamburg
Telefon: 040 / 485 00 98-0
www.analyse-konzepte.de
info@analyse-konzepte.de

www.analyse-konzepte.de
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Wo lagen bei dem Vorhaben aus Ihrer Sicht die größten 
Probleme?

Was könnte zukünftig besser gemacht werden?

Statements
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Wie kann die Planungsphase mit allen Beteiligten 
vorausschauend, effizient und verbindlich ausgestaltet werden?

Wie können Widerstände vermieden und Konflikte besser gelöst 
werden?

Welche Anforderungen bestehen von wem an die externe 
Kommunikation des Vorhabens, wer soll informieren und wie 
erfolgt die Einbindung der verschiedenen Interessen?

Fragen für die Diskussion



"Wohnungsneubau -
Verfahren gestalten und

Konflikte lösen"

Planungsverfahren

Überprüfung der Bebaubarkeit
vor Planungen

Lösungsvorschläge vorab überlegen Projektentwickler soll Probleme lösen

Verfahrensmanager

Immer Einzelfallentscheidung?

Problem bei kleinen Flächen -
Wie soll damit umgegangen
werden?

Weniger Hindernisse

Mehr Hilfestellungen

Politik

Politikberatung

Experten zu rate ziehen - 
Vorab Informationen über
ähnliche Projekte einholen

Verfahrensmanager
Vorgaben durch die
Bezirke ?

Verknüpfung schwieriger
Problemlagen bei Bauprojekten

Mut zur Positionierung Durch BSU, aber auch der Bezirke

Klare Entscheidungsstrukturen

Manpower fehlt ?!

Outsourcing zur Klärung der
Rahmenbedingungen für ein
Projekt

In Lösungsansätzen denken!

Kooperation/Netzwerk

Schnittstellenmanagement

Verfahrensmoderator

Verfahrensmanagement

Information/BeteiligungEinbindung aller so früh wie möglich

Aufgaben/Lösungsansätze

Unterschiedliche
Ausgangssituationen

Bestehende Strukturen
überprüfen

Klärung der Ausgangssituation

FRÜHZEITIGE Lösung

Beschleunigtes VerfahrenWas bedeutet schnell?

Stringentes Verfahren

Langes, intensives Verfahren

Juristische Probleme klären

In Lösungsansätzen denken!
Problem der vielfältigen
Problemen bei einem Vorhaben
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